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Sehr geehrte Damen und Herren,

zum Jahresbeginn haben wir einige Entscheidungen ausgewählt, die Sie mög-
licherweise interessieren oder sogar betreffen.
Zum Beispiel: Die Bundesregierung muss EU-Vorgaben umsetzen und u. a. die
Frist für Zusammenfassende Meldungen verkürzen. Voraussichtlich ab 1. Juli 2010
muss diese Meldung jeweils bis zum 25. des Folgemonats elektronisch über -
tragen werden. Damit fallen die Fristen zur Abgabe der Umsatzsteuervoran mel-
dung und der Zusammenfassenden Meldung auseinander. Auf die Änderung 
sollten Sie sich frühzeitig einstellen.

Sollten Sie freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sein, 
müssen Sie beachten, dass Sie den Nachweis über Ihr Einkommen gegenüber 
der Krankenkasse nur durch Vorlage des Einkommensteuerbescheids führen 
können. Dies ist insbesondere bei Anträgen auf Festsetzung eines niedrigeren 
Beitrags wichtig.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

Unternehmer

Werkstattinventar ist keine wesent-
liche Betriebsgrundlage bei derVer-
pachtung eines Handwerksbetriebs
im Ganzen
Ein Kraftfahrzeugmeister verpachtete
zum 1. Juli 1997 das auf seinem Ge-
schäftsgrundstück befindliche Werkstatt-
gebäude an einen Kollegen, der den
Betrieb fortführte. Die gesamte Be-
triebsausstattung veräußerte der Kraft-
fahrzeugmeister gleichzeitig an den
Pächter. Außerdem verpflichtete er sich,
der Werkstatt seinen Meistertitel für
bestimmte Tätigkeiten zur Verfügung
zu stellen. Zum 31.12.1998 erklärte er
die Betriebsaufgabe.

Das Finanzamt sah die Betriebs-
aufgabe bereits am 30. Juni 1997 als
gegeben an. Der Kraftfahrzeugmeister
konnte sich allerdings durchsetzen. Die
Veräußerung der gesamten Betriebs-
ausstattung zum 1. Juli 1997 war nicht

Termine Steuern/Sozialversicherung Februar/März2010

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.02.2010 1 10.03.2010 1

Umsatzsteuer 10.02.2010 2 10.03.2010 2

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung 3 10.02.2010 Entfällt

Einkommensteuer, Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Entfällt 10.03.2010

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.03.2010

Ende der Schonfrist Überweisung 4

obiger Steuerarten
bei Zahlung durch: Scheck 5

15.02.2010 15.03.2010

05.02.2010 06.03.2010

Gewerbesteuer 15.02.2010 Entfällt

Grundsteuer 15.02.2010 Entfällt

Ende der Schonfrist Überweisung
obiger Steuerarten
bei Zahlung durch: Scheck 5

18.02.2010 Entfällt

12.02.2010 Entfällt

Sozialversicherung 6 24.02.2010 29.03.2010

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie
der darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

1 Für den abgelaufenen Monat.

2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung
für den vorletzten Monat.

3 Vgl. Information „Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen“.

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des demAnmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag,
Sonntag oder Feiertag, ist der nächsteWerktag der Stich-
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu dreiTagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung
muss so frühzeitig erfolgen, dass dieWertstellung auf dem
Konto des Finanzamts amTag der Fälligkeit erfolgt.

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zah-
lung erst dreiTage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

6 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h.
am 22.02./24.03.2010) an die jeweilige Einzugsstelle über-
mittelt werden.Wird die Lohnbuchführung durch extern
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten
etwa 10Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einenTag nach
Feiertagen fällt.
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schädlich,weil nur das Werkstattge-
bäude als wesentliche Betriebsgrund-
lage der Verpachtung das Gepräge gab.
Die Betriebsausstattung gehörte nicht
dazu,weil sie jederzeit kurzfristig be-
schafft werden konnte. Deshalb war
der 31.12.1998 der Betriebsaufgabetag.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Steuerpflichtiger Entnahmegewinn
bei Beendigung der Nutzung eines
auf fremdem Grund und Boden
errichteten Gebäudes
Das Finanzgericht Köln hatte über fol-
genden Sachverhalt zu entscheiden:
Ein Gewerbetreibender errichtete auf
einem ihm und seinem Ehegatten je
zur Hälfte gehörenden Grundstück ein
Gebäude. Die Herstellungskosten für
das Gebäude zahlte der Gewerbetrei-
bende alleine aus betrieblichen Mitteln.
Die Herstellungskosten wurden in vol-
lem Umfang aktiviert und abgeschrie-
ben. Konkrete Vereinbarungen über
die Nutzung des Gebäudes hatten die
Eheleute nicht getroffen. Einige Jahre
später wurde das Gebäude in das Pri-
vatvermögen überführt. Streitig war,
ob auch in Bezug auf den hälftigen Ge-
bäudeanteil des Ehegatten ein steuer-
pflichtiger Entnahmegewinn beim Ge-
werbetreibenden vorliegt.

Das Finanzgericht entschied wie
folgt: Bei Beendigung der Nutzung, bei
Überführung in das Privatvermögen,
hat der Gewerbetreibende den Entnah-
megewinn in vollem Umfang zu ver-

steuern. Also nicht nur seinen Anteil,
sondern auch den Entnahmegewinn,
der auf den hälftigen Gebäudeanteil
des Ehegatten entfällt. Dies gilt auch,
wenn der Gewerbetreibende keinen
Aufwendungsersatzanspruch gegen sei-
nen Ehegatten hat und er deshalb nicht
wirtschaftlicher Eigentümer des im zivil-
rechtlichen Eigentum seines Ehegatten
stehenden Gebäudeanteils ist.

Der Bundesfinanzhof hat in 2008
eine andere Auffassung vertreten. Des-
halb muss er nun erneut, und hoffent-
lich abschließend, entscheiden.

Umsatzsteuer

Frist für Zusammenfassende
Meldung wird ab Juli 2010 verkürzt
Die Bundesregierung hat einen Geset-
zesentwurf vorgelegt, der die Vorgaben
der EU umsetzen soll. Eine der Vorga-
ben der EU ist, die Frist zur Abgabe der
Zusammenfassenden Meldungen bei
innergemeinschaftlichen Warenlieferun-
gen und Lieferungen zu verkürzen.

Der Entwurf sieht vor, dass Unter-
nehmer bis zum 25. Tag nach Ablauf je-
des Kalendermonats (Meldezeitraum),
in dem er innergemeinschaftliche Wa-
renlieferungen ausgeführt hat, dem
Bundeszentralamt für Steuern eine Mel-
dung (Zusammenfassende Meldung)
nach amtlich vorgeschriebenem Daten-
satz zu übermitteln, in der er die ent-
sprechenden Angaben zu machen hat.

Soweit die Summe der Bemes-
sungsgrundlagen für innergemein-
schaftliche Warenlieferungen weder für
das laufende Kalendervierteljahr noch
für eines der vier vorangegangenen
Kalendervierteljahre jeweils mehr als
50.000 Euro beträgt, kann die Zusam-
menfassende Meldung bis zum 25. Tag
nach Ablauf des Kalendervierteljahres
übermittelt werden.

Übersteigt die Summe der Be-
messungsgrundlage für innergemein-
schaftliche Warenlieferungen und für
Lieferungen im Laufe eines Kalen-
dervierteljahres 50.000 Euro, hat der
Unternehmer bis zum 25. Tag nach
Ablauf des Kalendermonats, in dem
dieser Betrag überschritten wird, eine
Zusammenfassende Meldung für die-

sen Kalendermonat und die bereits
abgelaufenen Kalendermonate dieses
Kalendervierteljahres zu übermitteln.

Vom 1. Juli 2010 bis zum 31. De-
zember 2011 tritt an die Stelle des
Betrags von 50.000 € der Betrag von
100.000 €.

Für Unternehmer, die im übrigen
Gemeinschaftsgebiet steuerpflichtige
sonstige Leistungen ausgeführt ha-
ben, für die sie für in einem anderen
Mitgliedstaat ansässige Leistungs-
empfänger die Steuer dort schulden,
gilt ähnliches.

Hinweis
Die voraussichtlich am 01.07.2010 in
Kraft tretende Regelung wird in der
Praxis Probleme aufwerfen. Falls
Dauerfristverlängerung zur Abgabe
der Umsatzsteuervoranmeldungen
beantragt worden ist, fallen die
Abgabefristen auseinander. Betrof-
fene Unternehmen müssen ab Juli
2010 die Buchführungsunterlagen
erheblich früher bei ihrem Steuer-
berater einreichen.

Umsatzsteuerpflicht bei Überlassung
von Pkw an Handelsvertreter
Ein Produzent von Haushaltswaren
vertrieb seine Waren über selbststän-
dige Gruppenberaterinnen (Handels-
vertreter) und stellte diesen geleaste
Pkws mit Versicherungsschutz zur
Verfügung. Gruppenberaterinnen mit
hohen Umsätzen wurde ein höherwer-
tiger Pkw zur Verfügung gestellt.

Das Finanzamt sah in der Leasing-
rate für die Überlassung der Fahrzeuge
eine Zusatzprovision und unterwarf sie
der Umsatzsteuer.

Der Bundesfinanzhof bestätigte
diese Auffassung. Da ein privates Nut-
zungsverbot nicht überwacht wurde,
bejahte das Gericht einen der Umsatz-
steuer unterliegenden tauschähnlichen
Umsatz. Wäre die Nutzung der Pkw
hinreichend überwacht worden, hätte
es sich bei der Überlassung der Pkw
um eine sogenannte Beistellung zu
den übrigen erbrachten Leistungen
gehandelt, die nicht der Umsatzsteuer
unterliegt.



/// ///

Kapitalgesellschaften/
Beteiligungen

Jahresabschluss 2008 zum
31.12.2009 veröffentlicht?
Für Geschäftsjahre, die nach dem
31.12.2007 begonnen hatten, endete
am 31.12.2009 die Frist zur Veröffent-
lichung des Jahresabschlusses z. B.
einer GmbH oder einer GmbH & Co.
KG. Bis zu diesem Stichtag mussten
diese Unternehmen ihren Jahresab-
schluss 2008 beim elektronischen Bun-
desanzeiger einreichen.

Kapitalgesellschaften müssen nach
In-Kraft-Treten des Gesetzes über elekt-
ronische Handelsregister und Genossen-
schaftsregister sowie das Unternehmens-
register (EHUG) mit Ordnungsgeldern
rechnen,wenn sie ihre Jahresabschlüsse
nicht einreichen.

Das Bundesamt für Justiz wird die Ka-
pitalgesellschaften und auch die GmbH &
Co.KGn von Amts wegen auffordern,den
Jahresabschluss für nach dem 31.12.2007
begonnene Geschäftsjahre innerhalb von
sechs Wochen einzureichen und ein Ord-
nungsgeld androhen. Mit der Anforde-
rung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fäl-
lig, die auch nach verspäteter Einreichung
nicht erlassen bzw. angerechnet wird.
Das Ordnungsgeld beträgt bei erstmali-
gem Nichtnachkommen der Veröffent-
lichung mindestens 2.500 €. Wenn nicht
veröffentlicht wird, kann es mehrfach
festgesetzt werden und bis zu 25.000 €
betragen.

Besteuerung wesentlicher Beteili-
gungen an Kapitalgesellschaften bei
Aufgabe der unbeschränkten Steuer-
pflicht durch Wegzug in das Ausland
Falls Sie Ihren Wohnsitz in das Ausland
verlegen wollen, sollten Sie wissen,
dass mit Wegzug Ihre unbeschränkte
Steuerpflicht endet. Halten Sie zu die-
sem Zeitpunkt eine wesentliche Beteili-
gung an einer Kapitalgesellschaft, führt
dies auch ohne Veräußerung der Anteile
zu einer Besteuerung.

Diese Regelung verstößt weder ge-
gen Verfassungsrecht noch gegen Be-
stimmungen des bilateralen Doppelbe-
steuerungsabkommens oder EU-Recht.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Familienversicherung für Ehegatten,
Lebenspartner, Kinder und Enkel-
kinder
Falls Sie keine eigene Krankenversiche-
rung abgeschlossen haben und „fami-
lienversichert“ sind, sollten Sie die
Neuerungen ab 01.01.2010 kennen:

Ehegatten, Lebenspartner und Kin-
der sind u.a. nur dann beim Ehegatten,
Lebenspartner, dem Vater oder bei der
Mutter als Familienangehörige versi-
chert,wenn ihr Gesamteinkommen re-
gelmäßig ein Siebtel der monatlichen
Bezugsgröße von 2.555 € (ab 2010)
nicht überschreitet. Sie sind als Fami-
lienangehörige versichert, wenn Ihr
Gesamteinkommen monatlich 365 €,
jährlich 4.380 € nicht überschreitet. Mit
versichert sind auch Enkelkinder, wenn
deren Einkommen die vorgenannten
Grenzen nicht überschreitet und deren
Vater oder Mutter als Kind bei den
Eltern familienversichert ist.

Familienversichert sind Sie auch,
wenn Sie im Rahmen geringfügiger
Beschäftigungen monatlich nicht mehr
als 400 € (jährlich 4.800 €) Gesamtein-
kommen beziehen und Anspruch auf
Familienhilfe haben.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Rechtsfolgen bei illegaler
Beschäftigung
Täuschen die Beteiligten eines Beschäf-
tigungsverhältnisses einen Subunter-
nehmervertrag vor und werden des-
halb für den Beschäftigten keine So-
zialversicherungsbeiträge und keine
Lohnsteuer abgeführt, handelt es sich
um einen Fall illegaler Beschäftigung,
bei dem für die Nachberechnung der
Sozialversicherungsbeiträge von einer
Nettolohnvereinbarung auszugehen ist.
Dies hat das Landessozialgericht
Rheinland-Pfalz entschieden. Die Ent-
scheidung ist allerdings noch nicht
rechtskräftig, weil das Gericht die Re-
vision zum Bundessozialgericht zuge-
lassen hat.

Streitig war die Rechtmäßigkeit ei-
nes Beitragsbescheids, mit dem die be-
klagte Sozialversicherung vom Kläger
Gesamtsozialversicherungsbeiträge in

Nachweis eines niedrigeren
Arbeitseinkommens kann nur
durchVorlage des Einkommen-
steuerbescheids geführt werden
Falls Sie als Selbstständiger freiwil-
lig in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung versichert sind, sollten Sie
beachten, dass Sie den Nachweis
Ihres Einkommens gegenüber der
Krankenkasse nur durch Vorlage ei-
nes Einkommensteuerbescheids
führen können.

Dies verdeutlicht der folgende
Fall: Für die Berechnung der Versi-
cherungsbeiträge im Jahre 2003
hatte eine AOK bei einem Selbst-
ständigen die damals geltende Bei-
tragsbemessungsgrenze zugrunde
gelegt. Im Dezember 2002 bean-
tragte der Kläger unter Hinweis auf
eine verschlechterte Einkommens-
lage die Herabsetzung der von ihm
zu zahlenden Beiträge. Er fügte
eine betriebswirtschaftliche Aus-
wertung vom November 2002 und
die Einkommensteuererklärung für
das Jahr 2001 bei. Zu einem späte-
ren Zeitpunkt übersandte er noch
eine Bilanz sowie eine Gewinn- und
Verlustrechnung für das Jahr 2001
sowie eine betriebswirtschaftliche
Auswertung für das Jahr 2002. Eine
von ihm angekündigte Übersendung
des nächsten Einkommensteuerbe-
scheids unterblieb. Daraufhin setzte
die AOK auch für das Jahr 2004 die
Beiträge unter Zugrundelegung der
Beitragsbemessungsgrenze fest.
Der Kläger war damit nicht einver-
standen und verwies unter Vorlage
einer Kopie seiner Einkommensteu-
ererklärung auf negative Einkünfte
im Kalenderjahr 2002 sowie auf
eine nochmals verschlechterte Situ-
ation im Jahre 2003. Streitig war die
Beitragsberechnung für die Zeit, für
die der Kläger keinen Einkommen-
steuerbescheid vorgelegt hat.

Das Bundessozialgericht ent-
schied, dass der Nachweis eines
niedrigeren Arbeitseinkommens nur
durch Vorlage des Einkommensteu-
erbescheids geführt werden kann.

Sonstige
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gen waren. Der Begriff des illegalen
Beschäftigungsverhältnisses sei im
Gesetz zwar nicht näher definiert, im
Wege der Auslegung lasse er sich aber
dahin gehend konkretisieren, dass da-
runter diejenigen Beschäftigungsver-
hältnisse zu verstehen sind, bei denen
die jeweils geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen nicht befolgt werden.

Zu Recht habe der Sozialversiche-
rungsträger der Beitragsberechnung
die Lohnsteuerklasse VI zugrunde ge-
legt. Schließlich habe die Sozialversi-
cherung zu Recht angenommen, dass
der Berechnung des maßgeblichen
Bruttolohns im Rahmen des sog. Ab-
tastverfahrens nur einmal eine Bei-
tragserhebung auf das als vereinbart
anzusehende Nettoarbeitsentgelt statt-
zufinden hat. Würde man hingegen die
auf dieser Grundlage ermittelte Steu-
ernachzahlung wiederum als beitrags-
rechtlich relevanten geldwerten Vorteil
einstufen und nochmals als Grundlage
einer Beitragsforderung gegenüber
dem Arbeitgeber heranziehen, ent-
stünde eine „unendliche Spirale“, die
dazu führen würde, dass eine konkrete
Beitragspflicht nicht zu ermitteln wäre.

Abschließend hat es das Gericht
auch nicht beanstandet,dass die So-
zialversicherung Säumniszuschläge auf
die zu zahlenden Beiträge erhoben hat.

Ermäßigter Steuersatz bei
Abfindungszahlungen inTeilbeträgen
Voraussetzung für die Anwendung ei-
nes ermäßigten Steuersatzes ist eine
Zusammenballung von Einkünften.
Eine solche Zusammenballung ist z.B.
dann nicht gegeben,wenn die Aus-
zahlung in mehreren Kalenderjahren
erfolgt.

Dass davon abgewichen werden
kann, zeigt folgender Fall: Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber hatten im Rah-
men eines Auflösungsvertrags eine
Abfindungszahlung von 77.257 € ver-
einbart. Diese Abfindungszahlung wur-
de absprachewidrig vom Arbeitgeber
in zwei Teilbeträgen ausbezahlt,näm-
lich im September 2006 in Höhe von
1.000 € und im Januar des nachfolgen-
den Jahres in Höhe des Restbetrags
von 76.257 €. Das Finanzamt war der

Auffassung, dass hier eine Zusammen-
ballung von Einkünften nicht mehr
gegeben sei und unterwarf die Abfin-
dungszahlung im Januar 2007 dem vol-
len Steuersatz.

Nach Auffassung des Bundesfi-
nanzhofs ist die zunächst zugeflossene
minimale Teilleistung unschädlich für
die Inanspruchnahme der Tarifvergüns-
tigung. Wo genau die Grenze für eine
solche „geringfügige“Teilleistung liegt,
ließ das Gericht offen. Im vorliegenden
Fall betrug der Teilbetrag 1,3 % der
Gesamtentschädigung.

Höhe von ca. 10.000,00 € für die Be-
schäftigung eines Baggerfahrers nach-
forderte. Der Kläger berief sich darauf,
zwischen ihm und dem Baggerfahrer
habe ein „Subunternehmervertrag“ be-
standen, so dass der Beschäftigte kein
Arbeitnehmer gewesen sei. Die Um-
stände sprachen allerdings für eine ab-
hängige Beschäftigung.

Das Gericht bestätigte die Zah-
lungspflicht des Auftraggebers. Die bei
dem Kläger durchgeführte Prüfung ha-
be ergeben, dass er seiner Melde-
pflicht, seiner Pflicht zur Abführung der
Gesamtsozialversicherungsbeiträge
für den Beschäftigten sowie seinen
Aufzeichnungs- und Nachweispflichten
nicht nachgekommen ist. Demnach sei-
en die Gesamtsozialversicherungsbei-
träge zu Recht nachgefordert worden.

Dabei habe der Sozialversiche-
rungsträger die Berechnung der Bei-
tragsforderung auch korrekt vorge-
nommen. Insbesondere sei er zu
Recht davon ausgegangen, dass bei
der Beitragsberechnung die vom Klä-
ger gezahlten Beträge im Sinne eines
Nettoarbeitsentgelts zugrunde zu le-


